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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien erkennt durch seine Richterin Mag. Dr. Lanser über

die Beschwerde des A. B., C.-straße, Wien, vom 26.6.2024 gegen das Strafer-

kenntnis des Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, vom

20.6.2024, Zl. …, betreffend eine Verwaltungsübertretung nach der Straßenver-

kehrsordnung (StVO)

zu Recht:

I. Gemäß § 50 Abs. 1 VwGVG wird die Beschwerde als unbegründet abgewiesen

und das angefochtene Straferkenntnis bestätigt.

II. Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat der Beschwerdeführer einen Beitrag zu

den Kosten des Beschwerdeverfahrens in der Höhe von EUR 15,60 (das sind 20%

der verhängten Geldstrafe) zu leisten.

III. Gemäß § 25a Abs. 4 VwGG ist gegen dieses Erkenntnis eine Revision wegen

Verletzung in Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) nicht zulässig. Im Übrigen ist

gemäß Abs. 1 par. cit. eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof

unzulässig.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

Der Spruch des in Beschwerde gezogenen Straferkenntnisses lautet wie folgt:

„Dokument nicht anonymisierbar“

In der frist- und formgerecht erhobenen Beschwerde vom 26.6.2024 wird die

angelastete Verwaltungsübertretung per se nicht bestritten. Vielmehr führt der

Beschwerdeführer — auf das Wesentliche zusammengefasst — aus, dass er als

Honorarkonsul für die Republik Togo eine Legitimationskarte sowie einen Diplo-

matenpass besitze und das im Straferkenntnis angeführte Fahrzeug als Wagen

des Konsulates dienstlich unterwegs gewesen sei. Auf Grund des Wiener Über-

einkommens über konsularische Beziehungen seien Diplomaten und Konsuln für

Handlungen, die sie in Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorgenommen hätten, nicht

der Gerichtsbarkeit der Gerichte oder Verwaltungsbehörden des Empfängerstaa-

tes unterworfen. Daher wird in der Beschwerde beantragt, von der „Anzeige“ Ab-

stand zu nehmen. Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass in Zukunft da-

rauf geachtet werde, keine Verwaltungsübertretungen zu begehen.

Die belangte Behörde nahm von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung

Abstand und legte die Beschwerde samt dem bezughabenden Verwaltungsakt

dem Verwaltungsgericht Wien (einlangend am 3.7.2024) vor.

Das Verwaltungsgericht Wien stellt den folgenden – entscheidungserheblichen –

Sachverhalt fest:

Der Beschwerdeführer ist österreichischer Staatsbürger und als solcher dem

Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten (im Fol-

genden: BMEIA) als Honorarkonsul der Republik Togo gemeldet. Er ist Inhaber

einer vom 31.1.2024 bis 31.12.2026 gültigen Legitimationskarte der sog. gelben

Kategorie.

Der Beschwerdeführer stellte das Kraftfahrzeug mit dem behördlichen Kennzei-

chen W-2 am 3.3.2024 in Wien, D.-gasse, im Bereich des Verbotszeichens „Hal-

ten und Parken verboten“ mit der Zusatztafel „Anwohnerparken 14./15. Bezirk lt.

Amtsblatt Wien 30/2021“ ab, wo es um 18:08 Uhr von einem Parkraumüberwa-
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chungsorgan wahrgenommen wurde. Die kundgemachten Ausnahmen trafen auf

das gegenständliche Fahrzeug nicht zu.

Für den Beschwerdeführer scheint zum Tatzeitpunkt eine rechtskräftige, noch

nicht getilgte verwaltungsstrafrechtliche Vormerkung wegen Übertretung des

Kraftfahrgesetzes 1967 in Verbindung mit der Kraftfahrgesetz-

Durchführungsverordnung 1967 auf.

Beweiswürdigung:

Diesen Sachverhaltsfeststellungen konnte der unstrittige Akteninhalt zugrunde

gelegt werden.

Das Verwaltungsgericht Wien hat Beweis erhoben durch Einsichtnahme in den

Verwaltungsakt, insbesondere Würdigung des Beschwerdevorbringens und der

von der belangten Behörde eingeholten Auskunft des BMEIA.

Ferner wurde eine Abfrage im „Zentralen Melderegister“ (ZMR) zum Nachweis

der österreichischen Staatsangehörigkeit des Beschwerdeführers durchgeführt

sowie ein Versicherungsdatenauszug eingeholt.

Die Feststellungen zu der bestehenden verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkung

des Beschwerdeführers ergeben sich aus dem im Gerichtsakt befindlichen Auszug

der Landespolizeidirektion Wien. Jene zu den finanziellen Verhältnissen stützen

sich auf den eingeholten Versicherungsdatenauszug (Ausdrucke im Gerichtsakt).

Im vorliegenden Fall bleibt unbestritten, dass sich das im Straferkenntnis näher

bezeichnete Fahrzeug zur Tatzeit am Tatort befand und dort vom Beschwerde-

führer abgestellt wurde. Der Abstellvorgang wird vom Beschwerdeführer selbst

nicht bestritten. Dies wird auch durch die im Akt befindliche fotografische Doku-

mentation belegt, die von einem Parkraumüberwachungsorgan der Landespoli-

zeidirektion Wien auf Grund eigener dienstlicher Wahrnehmung angefertigt wur-

de.

Der entscheidungswesentliche Sachverhalt steht damit fest.
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Das Verwaltungsgericht hat hiezu erwogen:

1. Gemäß § 24 Abs. 1 lit. a StVO ist im Bereich des Vorschriftszeichens „Halten

und Parken verboten“ das Halten und Parken nach Maßgabe der Bestimmungen

des § 52 Z 13b untersagt.

Gemäß § 99 Abs. 3 lit. a StVO begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit

einer Geldstrafe bis zu € 726,-, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe

bis zu zwei Wochen, zu bestrafen, wer als Lenker eines Fahrzeuges, als Fußgän-

ger, als Reiter oder als Treiber oder Führer von Vieh gegen die Vorschriften die-

ses Bundesgesetzes oder der auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Ver-

ordnungen verstößt und das Verhalten nicht nach den Abs. 1, 1a, 1b, 2, 2a, 2b,

2c, 2d, 2e oder 4 zu bestrafen ist.

2. Im vorliegenden Fall bestreitet der Beschwerdeführer nicht, die von der be-

langten Behörde im angefochtenen Straferkenntnis als erwiesen angenommene

Tat begangen zu haben.

Daher war zunächst davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer sein Fahr-

zeug im Bereich des verordneten Halte- und Parkverbots abgestellt hat, ohne von

dessen sachlichen Geltungsbereich ausgenommen zu sein. Das objektive Tatbild

des § 24 Abs. 1 lit. a StVO ist damit erfüllt.

3. Soweit der Beschwerdeführer jedoch argumentiert, dass er als Honorarkonsul

für die Republik Togo Inhaber einer Legitimationskarte sowie eines Diplomaten-

passes sei und in Ausübung seiner Tätigkeit Immunität genieße, übersieht er,

dass sich die Immunität von Konsuln (Honorarkonsuln), die Angehörige des Emp-

fangsstaates sind, ausschließlich auf die in Wahrnehmung ihrer Aufgaben vorge-

nommenen Amtshandlungen bezieht (vgl. idS auch VwGH 18.2.1983,

81/17/0062, zu einer Verwaltungsübertretung nach dem Wiener Parkometerge-

setz).

Gemäß Art. 43 Abs. 1 des Wiener Übereinkommens über konsularische Bezie-

hungen, BGBl. Nr. 318/1969, sind Konsuln sowie Bedienstete des Verwaltungs-

oder technischen Personals in Bezug auf die von ihnen in Wahrnehmung konsula-

rischer Aufgaben gesetzten Handlungen der Jurisdiktion der Gerichts-und Verwal-
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tungsbehörden des Empfangsstaates nicht unterworfen. Nach Art. 71 Abs. 1 die-

ses Übereinkommens genießen indes Konsuln — somit gemäß Art. 1 Abs. 2 des

Übereinkommens auch Honorarkonsuln —, die Angehörige des Empfangsstaates

oder dort ständig ansässig sind, lediglich Immunität vor der Gerichtsbarkeit und

persönliche Unverletzlichkeit in Bezug auf ihre in Wahrnehmung ihrer Aufgaben

vorgenommenen Amtshandlungen sowie das in Art. 44 Abs. 3 leg. cit. vorgese-

hene Vorrecht (betreffend Einschränkung der Zeugnispflicht).

Vor dem Hintergrund dieser Rechtsvorschriften teilt das Verwaltungsgericht Wien

die Rechtsansicht der belangten Behörde, dass die sich aus der Stellung des Be-

schwerdeführers als Honorarkonsul für die Republik Togo für ihn ergebenden

Vorrechte einer Bestrafung wegen einer Übertretung des § 24 Abs. 1 lit. a StVO

nicht entgegenstehen; dies deswegen, weil sich die Immunität von Konsuln, die

Angehörige des Empfangsstaates sind, gemäß Art. 71 Abs. 1 erster Satz des vor-

zitierten Übereinkommens ausschließlich auf Amtshandlungen (und auf eine hier

nicht weiter bedeutsame Einschränkung der Zeugnispflicht) bezieht.

In diesem Sinne führte der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom

24.6.1983, 83/02/0166, näher aus, dass dem Lenken eines Pkws durch einen

(Honorar-)Konsul grundsätzlich nicht der Charakter einer in Wahrnehmung seiner

Aufgaben vorgenommenen Amtshandlung zukomme, weil eine solche Tätigkeit

nicht zu den im Art. 5 des Übereinkommens umschriebenen konsularischen Auf-

gaben zähle. Wenngleich das Lenken eines Fahrzeuges durch einen Konsul eine

der Möglichkeiten darstelle, ihn an den Ort der Ausübung seiner konsularischen

Tätigkeit zu bringen, sei deshalb noch nicht die Schlussfolgerung gerechtfertigt,

dass auch das Lenken des Fahrzeuges selbst bereits notwendigerweise zu einer

Amtshandlung des Konsuls werden müsse. Der Verwaltungsgerichtshof findet es

schließlich für richtig, diese auf das Lenken eines Fahrzeuges abgestellten Erwä-

gungen auch auf das Abstellen eines Fahrzeuges anzuwenden.

Dass die von der belangten Behörde im angefochtenen Straferkenntnis als erwie-

sen angenommene Tat als solche den Charakter einer Amtshandlung aufweist,

wurde vom Beschwerdeführer selbst nicht substantiiert behauptet. Der bloße

Umstand, dass nach dem Beschwerdevorbringen der Wagen mit dem Konsul

„dienstlich […] unterwegs“ gewesen sei, ohne dies jedoch näher zu spezifizieren,
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rechtfertigt es noch nicht, die Straftat des Beschwerdeführers als in Ausübung

dieser Amtshandlung begangen zu betrachten (vgl. VwGH 18.2.1983,

81/17/0062).

Diese Rechtsansicht wird auch durch die im behördlichen Verfahren von der be-

langten Behörde eingeholte Auskunft des BMEIA bestätigt: So führt das Ministe-

rium in seinem Schreiben vom 11.6.2024 bezugnehmend auf die Anfrage des

Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67, aus, dass der Beschwerde-

führer als Honorarkonsul Inhaber einer bis zum 31.12.2026 gültigen Legitimati-

onskarte sei. Weiters führt das Ministerium näher aus, dass Honorarkonsuln sog.

Amtshandlungsimmunität genießen; für eine dienstliche Fahrt könne jedoch kei-

ne Amtshandlungsimmunität geltend gemacht werden, sodass die Verkehrsstrafe

zu bezahlen sei.

Vor dem Hintergrund dieser Erwägungen beruft sich der Beschwerdeführer somit

zu Unrecht auf seine diplomatische Immunität. Es liegt daher kein Umstand vor,

der die Strafbarkeit im Sinne eines Strafausschlussgrundes von vornherein aus-

schließen würde.

4. Bei der Übertretung des § 24 Abs. 1 lit. a StVO handelt es sich um ein Unge-

horsamsdelikt, so dass es am Beschuldigten liegt, den Nachweis dafür zu erbrin-

gen, dass er gegen die bezogene Verwaltungsvorschrift ohne sein Verschulden,

und zwar auch nicht fahrlässig, verstoßen hat. Dazu ist es erforderlich, dass der

Beschuldigte initiativ, von sich aus in substantiierter Form alles darlegt, was für

seine Entlastung spricht, wozu die Darlegung gehört, dass er Maßnahmen getrof-

fen habe, die unter den vorhersehbaren Verhältnissen die Einhaltung der gesetz-

lichen Vorschrift mit gutem Grund erwarten ließ (vgl. VwGH 31.1.2014,

2013/02/0224).

Einen solchen Nachweis hat der Beschwerdeführer hingegen nicht erbracht. Auch

wenn in der unmittelbaren Umgebung generell Parkplatznot bestehen mag, be-

rechtigt dies nicht zum Verstoß gegen ein Halte- und Parkverbot. Die Verwal-

tungsübertretung ist daher dem Beschwerdeführer iSd § 5 Abs. 1 VStG vorwerf-

bar.
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5. Da auch sonst keine Schuldausschließungs- oder Rechtfertigungsgründe vor-

liegen, hat der Beschwerdeführer den subjektiven Tatbestand verwirklicht.

6. Die Bestrafung erweist sich daher dem Grunde nach als rechtmäßig.

Zur Strafbemessung:

1. Gemäß § 19 Abs. 1 VStG sind Grundlage für die Bemessung der Strafe die Be-

deutung des strafrechtlich geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Be-

einträchtigung durch die Tat.

Nach § 19 Abs. 2 leg. cit. sind überdies die nach dem Zweck der Strafdrohung in

Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß

des Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der

Eigenart des Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbu-

ches sinngemäß anzuwenden. Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und

allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten sind bei der Bemessung von Geldstra-

fen zu berücksichtigen.

2. Im Beschwerdefall ist nach § 99 Abs. 3 lit. a StVO ein Strafrahmen bis zu

EUR 726,- heranzuziehen.

3. Die der Strafe zugrundeliegende Tat beeinträchtigt in nicht unerheblichem Ma-

ße das öffentliche Interesse an der Freihaltung der Verkehrsfläche zur wid-

mungsgemäßen Verwendung. Der objektive Unrechtsgehalt der Tat erweist sich

daher, selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen, als keinesfalls gering.

Das Verschulden des Beschwerdeführers kann auch nicht als geringfügig angese-

hen werden. Es ist weder hervorgekommen, noch war auf Grund der Tatumstän-

de anzunehmen, dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerk-

samkeit erfordert hätte, oder dass die Verwirklichung des Tatbestandes aus be-

sonderen Gründen nur schwer hätte vermieden werden können.

4. Die Voraussetzungen für das Absehen von einem Strafausspruch iSd § 45

Abs. 1 letzter Satz iVm § 45 Abs. 1 Z 4 VStG liegen aus diesem Grund nicht vor;

zudem hat der Beschwerdeführer durch sein Verhalten in nicht unerheblichem
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Maß das öffentliche Interesse an der Flüssigkeit und Sicherheit des Straßenver-

kehrs beeinträchtigt (vgl. für die Voraussetzung einer Ermahnung VwGH

19.12.2018, Ra 2018/03/0098).

5. Erschwerungsgründe sind im Verwaltungsstrafverfahren nicht hervorgekom-

men. Der Beschwerdeführer ist nicht verwaltungsstrafrechtlich unbescholten. Die

vorliegende Vormerkung ist zwar nicht einschlägig und somit nicht als erschwe-

rend zu werten, der Milderungsgrund der bisherigen verwaltungsstrafrechtlichen

Unbescholtenheit kommt jedoch dem Beschwerdeführer damit nicht zugute.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe kam eine Herabsetzung

der im unteren Bereich des gesetzlichen Strafsatzes bemessenen Geldstrafe —

 selbst unter der Annahme des Vorliegens ungünstiger wirtschaftlicher Verhält-

nisse — nicht in Betracht.

6. Die im angefochtenen Straferkenntnis festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe von

18 Stunden erweist sich aufgrund der oben dargestellten Erwägungen als ange-

messen. Daher war unter Bedachtnahme auf § 16 Abs. 2 VStG auch die korrekt

festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe zu bestätigen.

7. Es war sohin spruchgemäß zu entscheiden und die Beschwerde sowohl hin-

sichtlich der Tatfrage als auch hinsichtlich der Strafhöhe als unbegründet abzu-

weisen.

Die Kostenentscheidung stützt sich auf die im Spruch zitierte Gesetzesstelle.

Zum Absehen von einer mündlichen Verhandlung:

Von der Durchführung einer öffentlichen mündlichen Verhandlung vor dem Ver-

waltungsgericht Wien konnte gemäß § 44 Abs. 3 Z 3 VwGVG abgesehen werden,

da die im angefochtenen Straferkenntnis verhängte Geldstrafe die Höhe von

EUR 500,– nicht übersteigt (konkret erging eine Geldstrafe von EUR 78,– sowie

EUR 10,– Verfahrenskostenbeitrag) und die Durchführung einer Verhandlung von

keiner Verfahrenspartei beantragt wurde (vgl. zB VwGH 9.9.2015,

Ra 2015/03/0032). Der Beschwerdeführer wurde im angefochtenen Strafer-

kenntnis über die Notwendigkeit der Beantragung einer mündlichen Verhandlung
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belehrt. Zudem blieb der entscheidungserhebliche Sachverhalt im gesamten Ver-

fahren unstrittig.

Zum Revisionsausspruch:

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des

Art. 133 Abs. 4 B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt.

Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen (obzitierten)

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer solchen.

Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes

auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise

auf eine grundsätzliche, über den konkreten Einzelfall hinausgehende Bedeutung

der hier zu lösenden Rechtsfrage vor, zumal auch die Gesetzeslage eindeutig ist

(vgl. etwa VwGH 28.5.2014, Ro 2014/07/0053; 3.7.2015, Ra 2015/03/0041).

Zur Überprüfung der Beweiswürdigung ist der Verwaltungsgerichtshof im Allge-

meinen nicht berufen (vgl. VwGH 24.3.2014, Ro 2014/01/0011; 28.4.2015,

Ra 2014/19/0177).

Im Übrigen ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Art. 133 Abs. 6 B-VG)

gemäß § 25a Abs. 4 VwGG unzulässig, zumal wegen einer Übertretung des § 24

Abs. 1 lit. a StVO bloß eine Geldstrafe von bis zu EUR 726,– und keine (primäre;

vgl. hiezu zB VwGH 29.10.2014, Ra 2014/01/0113) Freiheitsstrafe verhängt

werden durfte (vgl. § 99 Abs. 3 StVO) und im Erkenntnis eine Geldstrafe von

EUR 78,– verhängt wurde.

B e l e h r u n g

Gegen dieses Erkenntnis besteht die Möglichkeit der Erhebung einer Beschwerde

an den Verfassungsgerichtshof. Die Beschwerde ist innerhalb von sechs Wochen

ab dem Tag der Zustellung des Erkenntnisses durch eine bevollmächtigte

Rechtsanwältin bzw. einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und beim

Verfassungsgerichtshof einzubringen. Für die Beschwerde ist eine Eingabenge-

bühr von EUR 240,-- beim Finanzamt Österreich, Dienststelle Sonderzuständig-

keiten zu entrichten, sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt ist.

Da für den vorliegenden Fall gemäß § 25a Abs. 4 VwGG eine Revision wegen

Verletzung in subjektiven Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) ausgeschlossen ist,
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ist für den Beschwerdeführer eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nicht

zulässig.

Der belangten Behörde und jeder revisionslegitimierten Formalpartei steht die

außerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof offen. Diese ist inner-

halb von sechs Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung beim Ver-

waltungsgericht Wien einzubringen.

Für den Beschwerdeführer besteht die Möglichkeit, Verfahrenshilfe für das Ver-

fahren vor dem Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

Verfahrenshilfe ist einer Partei so weit zur Gänze oder zum Teil zu bewilligen als

sie außerstande ist, die Kosten der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchti-

gung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsver-

folgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos

erscheint.

Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist innerhalb der oben genannten sechswöchigen

Beschwerdefrist unmittelbar beim Verfassungsgerichtshof einzubringen.

Ferner besteht die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und

die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat

ausdrücklich zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem Verwal-

tungsgericht, bei einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der Ent-

scheidung dem Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem Ver-

fassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären. Der

Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr zulässig

ist. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsmäßigen Parteienvertreter oder im

Beisein eines solchen abgegeben, so kann er binnen drei Tagen schriftlich oder

zur Niederschrift widerrufen werden.

Hinweis:

Das Verwaltungsgericht Wien ist weder zur Entgegennahme von zu begleichen-

den Geldstrafen noch zur Eintreibung solcher zuständig. Im Falle einer rechts-

kräftigen Verhängung einer Geldstrafe wenden Sie sich bitte an die Verwaltungs-
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behörde (die Kontaktdaten finden Sie am angefochtenen Straferkenntnis), wel-

che die Strafe verhängt hat!

Verwaltungsgericht Wien

Mag. Dr. Lanser

Richterin


